Auswirkungen

des automatischen
Informationsaus-
tausches (AIA) auf
Selbstanzeigen

Kritische Stellungnahme
zur Haltung der ESTV

Am 15. September 2017 hat die ESTV ihre
Haltung in Bezug auf die Auswirkungen des
AIA auf (straflose) Selbstanzeigen publi-
ziert'. Gemiss Ansicht der ESTV soll die
Steuerverwaltung spitestens ab dem 30. Sep-
tember 2018 von den dem AIA unterliegen-
den Steuerfaktoren Kenntnis haben, so dass
spitestens ab diesem Zeitpunkt fiir diese
Steuerfaktoren keine straflose Selbstanzeige
mehr moglich sein soll. Diese absolute Da-
tums-Guillotine ist gleich aus zwei Griinden
kritisch zu wiirdigen. Erstens kann vom blos-
sen Vorhandensein der aus dem Ausland ge-
lieferten Daten nicht darauf geschlossen wer-
den, die Steuerverwaltung habe Kenntnis
von einer Steuerhinterziehung. Zweitens er-
scheint der Verweis auf den fehlenden eige-
nen Antrieb angesichts der einschligigen
Lehre als fragwiirdig,
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Résumé

L'impact de I'échange automa-
tique de renseignements (EAR)
sur les dénonciations spontanées

L’Administration fédérale des contributions
(AFC) estime qu’une dénonciation spontanée
(non punissable) ne sera plus possible a partir
du 30 septembre 2018, si elle porte sur des
éléments ayant fait 'objet de 'EAR. L'auteur est
critique a Iégard de cette prise de position pour
deux raisons. Premierement, la condition légale
selon laquelle les autorités fiscales ne doivent
pas avoir « connaissance » de la soustraction au
moment de la dénonciation, nécessite une inter-
vention humaine; disposer de données sur un
serveur ne suffit pas. Deuxiémement, on ne sau-
rait donner une signification propre au critere
de la spontanéité. Malgreé cela, les contribuables
concernés veilleront 4 examiner leur situation
au plus tard au moment de I’établissement de la
prochaine déclaration d’impots.

1 Erster Datenaustausch
spatestens per
30. September 2018

Die Schweiz hat mit einer ganzen Reihe von
Partnerstaaten den globalen Standard fiir den
automatischen Informationsaustausch verein-



bart.2 Eine erste Serie dieser Abkommen, nim-
lich mit 38 Partnerldndern (darunter die 28 EU-
Staaten), ist am 1. Januar 2017 in Kraft getreten.
Der AIA hat den gegenseitigen Austausch von In-
formationen tiber Finanzkonten (insbesondere
Kontonummer und Steueridentifikationsnum-
mer sowie Name, Adresse und Geburtsdatum?)
zum Gegenstand und betrifft sowohl natiirliche
als auch juristische Personen. Der erste Infor-
mationsaustausch und damit auch die erste
Ubermittlung von Steuerdaten der Partnerstaa-
ten an die Schweiz erfolgt spitestens am 30. Sep-
tember 2018.4

In der Schweiz fungiert die ESTV als Drehschei-
be des Informationsaustausches. Sie empfiangt
die vom Ausland automatisch {ibermittelten In-
formationen und ordnet sie den Kantonen zu
(Art. 32 Abs. 2 AIAV). Diese Zuordnung erfolgt
aufgrund von zuvor durch die Kantone gemel-
deten Informationen tiber die in ihrem Kanton
unbeschrinkt steuerpflichtigen natiirlichen und
juristischen Personen (Art. 32 Abs. 1 ATAV). Die
so aufbereiteten Daten werden im sogenannten
Abrufverfahren den jeweils betroffenen Kanto-
nen zuginglich gemacht (Art. 32 Abs. 3 AIAV).
Die entsprechenden Daten werden also nicht au-
tomatisch an die Kantone weitergeleitet, son-
dern miissen von diesen abgerufen werden.

2 Uneinheitliche kantonale
Praxen

In den Kantonen hat sich zur Frage der Auswir-
kungen des ATAs auf Selbstanzeigen (noch) kei-
ne einheitliche Praxis gebildet.® Einige Kantone
lassen eine straflose Selbstanzeige zu, solange
die Steuerverwaltung die entsprechenden Fi-
nanzinformationen noch nicht in der Daten-
bank der ESTV abgerufen hat.” Andere Kantone
stellen darauf ab, ob die von der Datenbank der
ESTV abgerufenen Daten von einem Steuerbe-
amten tatsdchlich zur Kenntnis genommen
wurden.® Daneben gibt es offenbar Kantone mit
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Der Verfasser dankt stud. iur. Céline Bachmann fiir die
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Durchsicht des Manuskripts.

Publiziert unter: https.//www.estv.admin.ch/estv/de/
home/internationales-steuerrecht/fachinformationen/
aia/straflose-selbstanzeigen.html.

2 Aktueller Stand: https://www.sif.admin.ch/sif/de/home/

themen/informationsaustausch/automatischer-infor
mationsaustausch/automatischer-informationsaus
tausch1.html.

Vgl. Abschnitt 2 Absatz 2 der Multilateralen Verein-
barung der zustindigen Behorden tiber den auto-
matischen Informationsaustausch tiber Finanzkonten
(MCCA).

i Vgl. Abschnitt 3 Absatz 3 MCCA.
5 SR635.11.

Vgl. den Uberblick im Artikel «Ziircher Steuersiinder
werden geschont», Tages-Anzeiger vom 4. Oktober 2017,
S.1und 3.

So beispielsweise die Steuerverwaltung des Kantons Bern,
publiziert unter: http;//www.fin.be.ch/fin/de/index/steu
ern/steuererklaerung/straflose_selbstanzeige. html.

So zum Beispiel das Kantonale Steueramt Ziirich, publi-
ziert unter: https://www.steueramt.zh.ch/internet/fi
nanzdirektion/ksta/de/steuerfragen/faq/steuer
pflicht_natuerlichepersonenvereinen.html.
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einer Datums-Guillotine per 1. Januar 2017
oder — analog zur Haltung der ESTV — per
30. September 2018.1° Der Grossteil der Kantone
hat sich (noch) nicht offiziell zu diesem Thema
gedussert.

3 Die gesetzlichen Voraus-
setzungen der straflosen
Selbstanzeige

Per 1. Januar 2010 wurde im Bereich der direkten
Steuern die sogenannte «kleine Steueramnestie»
eingefiihrt. Kernstlick dieser Gesetzesnovelle war
die vereinfachte Nachbesteuerung der Erben
sowie die straflose Selbstanzeige. Letztere ist vor-
ab in Art. 175 DBG und in Art. 56 StHG gere-
gelt.”! Uber die genauen Anforderungen an eine
gliltige Selbstanzeige gehen die Lehrmeinungen
auseinander. Unbestrittenermassen zu den ge-
setzlichen Voraussetzungen gehort, dass die Wi-
derhandlung keiner Steuerbehorde bekannt sein
darf (nachfolgend Ziffer 3.1). Umstritten ist da-
gegen die Frage, ob die Spontaneitit ebenfalls
dazu gehort (nachfolgend Ziffer 3.2).

3.1 Fehlende Kenntnis der
Steuerbehédrde

«Kenntnis» ist «von der Person nicht ablds-
bar»'2. Sie setzt nach «iiberwiegendem Sprach-
gebrauch zwingend einen Personenbezug, einen
menschlichen Kenntnistridger» ' voraus. «Kennt-
nis» im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen
von Art. 175 DBG und Art. 56 StHG impliziert
demnach notwendigerweise eine kognitive Leis-
tung eines Steuerbeamten. Letzteres ist jedoch
nicht schon dann gegeben, wenn die entspre-
chenden Daten bloss auf einem Server zur Ver-
fiigung stehen. Dies gilt in einem speziellen
Masse angesichts der Besonderheiten des Infor-
mationsaustauschverfahrens. In der Tat ist zu
erwarten, dass im Rahmen des AIA sehr um-
fangreiche Datensitze an die ESTV geliefert wer-
den und dort von den Kantonen abgerufen wer-
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den konnen. Diese Datensitze werden aller
Wahrscheinlichkeit nach rein computergestiitzt,
d.h. ohne jegliches menschliches Zutun, von
den ausldndischen Finanzinstituten erstellt, an
die jeweiligen Steuerbehdrden iibermittelt, von
dort an die ESTV weitergeleitet, durch die ESTV
aufbereitet und den Kantonen zuginglich ge-
macht. Allen Fortschritten im Bereich von Big
Data zum Trotz ist zu erwarten, dass die abgeru-
fenen Informationen noch erhebliche Fehler-
quoten aufweisen (so beispielsweise im Falle
von Mehrfachnamen in lusophonen Léndern,
bei Namensinderungen infolge Verheiratung
oder Scheidung oder etwa bei der Transkription
von nichtlateinischen Schriftzeichen) und da-
her von den Steuerverwaltungen nach einer
computergesteuerten Filterung zumindest teil-
weise manuell aufbereitet werden missen, bevor
sie mit eigenen Datenbanken abgeglichen wer-
den konnen. Erst in diesem Verfahrensstadium
wird es den (kantonalen) Steuerbeamten somit
moglich sein, vom Vorliegen einer allfilligen
Steuerhinterziehung Kenntnis zu erhalten. Dies
ist denn auch der fritheste Zeitpunkt, ab dem
eine straflose Selbstanzeige nicht mehr erfolg-
reich sein kann.

Uber die vorgenannte Voraussetzung der tat-
sichlichen Kenntnisnahme hinaus ist gemiss
herrschender Lehre'* die Kenntnis der Steuerbe-
horde erst relevant, wenn sie dem Steuerpflichti-
gen mitgeteilt wird. Nach Locuer" zwingt diese
Losung die Steuerbehorde, das «Verfahren un-
verziiglich zu eroffnen». Zudem schiitze sie den
Steuerpflichtigen, der «in guten Treuen davon
ausgeht, die Steuerbehorde wisse noch nicht um
die Hinterziehung, obwohl sie bereits davon
Kenntnis hat». Steser/Marial® fordern mit Ver-
weis auf die Strafprozessordnung (Art. 7 Abs. 1
und 309 Abs. 1 lit. a StPO) hinsichtlich des erfor-
derlichen Grades der Kenntnis, dass «die Steuer-
behdrde mindestens einen zur Eréffnung eines
Strafverfahrens hinreichenden Tatverdacht»,
also einen Anfangsverdacht, haben muss. Dieser



zunichst behordeninterne Anfangsverdacht sei
dariiber hinaus nach aussen zu manifestieren,
damit von einer steuerbehdrdlichen Kenntnis
der Hinterziehung ausgegangen werden konne.
Massgebliche Behdrdenkenntnis sei daher erst
mit der Einleitung eines Steuerstrafverfahrens
und/oder der Erdffnung eines Nachsteuerver-
fahrens gegeben. Solange ein solches Verfahren
nicht formlich eingeleitet und bekannt gegeben
ist, kann sich der Steuerpflichtige somit noch
straflos selbst anzeigen.!” Die publizierte Hal-
tung der ESTV iiberzeugt somit auch angesichts
dieser Lehrmeinungen nicht.

3.2 Das Kriterium der Spontaneitat

Die am 15. September 2017 publizierte Haltung
der ESTV legt dem Leser nahe, dass eine straflose
Selbstanzeige aus eigenem Antrieb erfolgen
muss, um strafbefreiende Wirkung erzielen zu
kénnen. Diese Voraussetzung ist in der Lehre

9 Diese Auslegung wiirde das Kriterium der Spontaneitit
immerhin konsequent anwenden, da aufgrund des
ab diesem Datum unabwendbaren Informationsaus-
tauschs grundsitzlich jede Selbstanzeige aus Angst vor
dem Entdecktwerden erfolgt und so eine Anzeige aus
eigenem Antrieb nicht mehr moglich wire.

10 Vgl. Tages-Anzeiger vom 4. Oktober 2017, S. 3.

11" Vgl. aber auch die Artikel 178 und 181 DBG sowie
Artikel 57 StHG, fiir welche die nachfolgenden Aus-
filhrungen analog gelten.

12 SxumwEBER WOLFGANG, Der Schutz von Know-how im
deutschen und amerikanischen Recht: Eine rechts-
vergleichende Analyse, Miinchen 1978, . 36.

13 Kocumany Kar, Schutz des «Know-how» gegen aus-
spahende Produktanalysen («Reverse Engineering»),
Schriften zum europaischen Urheberrecht, Band 8,
Berlin 2009, S. 21.

14 LocnEr PeTer, Kommentar zum Bundesgesetz iber die
direkte Bundessteuer, Teil 111, Ziirich 2015, Art. 175 N 60 f.
sowie STEBER ROMAN J./MALLA JASMIN, in: ZWEIFEL/BEUSCH
(Hrsc.), Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht,
Bundesgesetz tiber die direkte Bundessteuer (DBG),
Basel 2017, Art. 175 N 63 ff. Vgl. auch Benz Roir, Die
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umstritten und ergibt sich so nicht aus dem
Wortlaut des (deutschen) Gesetzestextes.' Viel-
mehr soll sich dieses Kriterium gemiss diversen
Autoren aus dem franzdsisch- und italienisch-
sprachigen Wortlaut® der Normen ergeben.?
Dem ist klar zu widersprechen, scheinen doch
die unterschiedlichen Formulierungen in den
drei Sprachvarianten auf eine unprizise Uber-
setzung zurtickzufiihren zu sein.*! Der Gesetzge-
ber hat offensichtlich das deutsche Wort «selbst»
mit den Begriffszusitzen «spontanément» res-
pektive «spontaneamente» tibersetzt, um zum
Ausdruck zu bringen, dass es sich nicht um die
Anzeige eines Dritten handeln darf. Das Vorlie-
gen einer unprizisen Ubersetzung wird dadurch
untermauert, dass das Rechtsinstitut der straflo-
sen Selbstanzeige im italienischen Gesetzestext
— der deutschsprachigen Formulierung folgend
— mit «autodenuncia esente da pena» iibersetzt
wird, wogegen einzig die franzdsische Uberset-

Giltigkeitsvoraussetzungen der erstmaligen straflosen
Selbstanzeige im Recht der direkten Steuern: Zehn echte
und vermeintliche Tatbestandsmerkmale, in: StR 66
(2011), S. 189 (mit zahlreichen Literaturhinweisen).

15 LocHER, 2..0., Art. 175 N 60.

16 SygpER/MALLA, 2. . 0, Art. 175 N 63 ff.

17" LocHER, a..0., Art. 175 N 60.

18 Vgl. zum Ganzen: BACHMANN THomas, Die straflose
Selbstanzeige und die vereinfachte Nachbesteuerung
in Erbfillen — Ausgewhlte Fragen der Praxis, Ziirich
2016, 8. 53 ff.

19 Ndmlich: «spontanément» respektive «spontanea-
mente».

0 Vgl. dazu Surter Reto, Die straflose Selbstanzeige im

Bereich der direkten Steuern, Dissertation, Bern 2014,

§ 16N 232.

In der Tat werden in der franzosischen Version der

Botschaft des Bundesrates vom 25. Mai 1983 (vgl.

Feuille fédérale 1983 11T S. 1 ff., deutsche Version, vgl.

BB 1983 111 S. 1 ff.) die Begriffe «selbst», «spontan»,

«unaufgefordert» und «von sich aus» uniform und

undifferenziert mit «spontanément» tibersetzt.

o
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zung («dénonciation spontanée non punis-
sable») das Element der Spontaneitit enthalt.
Eine Ubersetzung mit «autodénonciation non
punissable»* wire unter diesen Umstinden ge-
nauer gewesen.

Die jiingere Doktrin legt denn auch {iiberzeu-
gend und ausfiihrlich dar, dass dem Kriterium
der Spontaneitit keine eigenstindige Bedeutung
zukommt®, vielmehr unterstreiche es nur die
Notwendigkeit einer Unkenntnis der Hinterzie-
hung seitens der Steuerbehorde,

Diesen Lehrmeinungen ist ohne Einschrinkung
zuzustimmen. Dies nicht zuletzt aus Griinden
der Rechtssicherheit, wiren doch die kantona-
len Steuerverwaltungen im Massengeschift der
straflosen Selbstanzeige mit erheblichen prakti-
schen Schwierigkeiten konfrontiert, wenn sie
verwertbare Resultate hinsichtlich der Beweg-
griinde fiir die Selbstanzeige, also fiir innere
Tatsachen, liefern miissten.> Zudem wiirde das
Erfordernis des Handelns aus eigenem Antrieb
ohne Stiitze im Gesetzestext eine Einengung des
Anwendungsbereichs der straflosen Selbstanzei-
ge darstellen und somit dem vom Gesetzgeber
explizit verfolgten Ziel, Steuerpflichtige zu moti-
vieren, bisher unversteuertes Vermogen der Le-
galitit zuzufiihren und dadurch hohere Steuer-
einnahmen zu generieren, 2 zuwiderlaufen.

4 Schlussfolgerungen

Zwar hitte die publizierte Ansicht der ESTV, wo-
nach ab dem 30. September 2018 in Bezug auf in
Anwendung des AlAs den Kantonen zuginglich
gemachte Steuerfaktoren keine straflose Selbstan-
zeige mehr moglich sein soll, zweifellos den Ver-
dienst klare Verhltnisse zu schaffen und damit
der Rechtssicherheit zu dienen. Allerdings recht-
fertigt es dieses hehre Ziel nicht, eine dem Gesetz
zuwiderlaufende Auslegung vorzunehmen. Die
von der ESTV propagierte absolute Datums-Guil-
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lotine gibt es daher so nicht. Vielmehr haben die
kantonalen Steuerverwaltungen wie bis anhin
von Fall zu Fall zu entscheiden, ob die Vorausset-
zungen der straflosen Selbstanzeige vorliegen.
Steuerpflichtigen, welche aufgrund von nicht
deklarierten Guthaben bei Finanzinstituten in
einem ATA-Partnerstaat von der hier besproche-
nen Problematik direkt betroffen sind, sei gera-
ten, mit ihrer Selbstanzeige nicht zu lange zu-
zuwarten. Denn das Risiko, dass die zusténdige
Steuerverwaltung gestiitzt auf die abgerufenen
Informationen ein Nachsteuer- und/oder ein
Steuerstrafverfahren einleitet, steigt in néchster
Zeit erheblich. Dariiber hinaus darf nicht ver-
gessen gehen, dass es sich beim 30. September
2018 um den Zeitpunkt handelt, an dem die Da-
ten spétestens bei der ESTV abgerufen werden
konnen. Nicht ausgeschlossen werden kann da-
her, dass die einschldgigen Steuerdaten gewisser
Partnerstaaten schon frither zur Verfligung ste-
hen. Verniinftigerweise werden sich die betroffe-
nen Steuerpflichtigen somit spatestens im Zeit-
punkt der Einreichung der Steuererkldrung
2017 ernsthafte Gedanken tiber die Opportunitit
einer Selbstanzeige machen mdissen.

In Anlehnung an die Terminologie, welche die WEKO
verwendet, vgl. dazu die franzosischsprachige Version
des Merkblattes der WEKO vom 8. September 2014 zum
Thema «Bonusregelung (Selbstanzeige) », BBI 2015,
S. 3346 ff. (deutschsprachiger Text) respektive Feuille
fédérale 2015, S. 3061 ff. (franzosischsprachiger Text).
3 SiEBER/MALLA, 4.2.0., Art. 175 N 55 ff.
% LocHEr, a.a.0., Art. 175 N 58.
5 BacHMAWN, 2.2.0., S. 56 sowie S. 15 ff. (detaillierte
Ausfiihrungen zu den Beweggriinden).
2% Botschaft vom 18. Oktober 2006 des Bundesrates zum
Bundesgesetz tiber die Vereinfachung der Nachbesteue-
rung in Erbfillen und die Einfiihrung der straflosen
Selbstanzeige, BB 2006, S. 8808.



	1e-Pläne in der 2. Säule – Wahl der Anlagestrategie – Bundesrat regelt Rahmenbedingungen
	1 Einleitung
	2 Grundsatz der «Kollektivität» und Wahl der Anlagestrategie 
	3 Freizügigkeit und Wahl der Anlagestrategie
	3.1 Spannungsfeld Mindestleistung und Wahlfreiheit
	3.2 Anpassung Freizügigkeitsgesetz
	3.3 SSK fordert Einkaufsbeschränkungen

	4 Ergänzung Grundsatz der Angemessenheit
	4.1 Allgemeines zur Angemessenheit
	4.2 1e-Pläne und Angemessenheit

	5 Anlagestrategien und risikoarme Anlagen
	5.1 Zulässige Anzahl Anlagestrategien
	5.2 Wahl Vermögensverwalter
	5.3 Partizipation Anlageergebnis
	5.3.1 Allgemeines
	5.3.2 Ausschluss von Eigenhypotheken
	5.4 Konkretisierung risikoarme Anlagen

	6 Inkraftsetzung
	7 Schlussfolgerung
	8 Literaturverzeichnis

	1 Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge vom 18. April 1984 (BVV 2; SR 831.441.1).
	2 Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge vom 25. Juni 1982 (BVG; SR 831.40).
	3 Art. 1 Abs. 3 BVG.
	4 Art. 1e BVV 2.
	5 Art. 1c Abs. 1 BVV 2.
	6 Für den Fall der Versicherung einer einzelnen, unselbstständigerwerbenden Person gelten separate Regelungen, vgl. Art. 1c Abs. 2 BVV 2. Ebenso ist die Kollektivität im Bereich der Selbstständigerwerbenden eigenständig
	 definiert; für eine Darstellung vgl. Brechbühl (Selbstständigerwerbende), 409.
	7 Art. 1d BVV 2.
	8 Das Anderthalbfache des oberen Grenzbetrages liegt zurzeit bei CHF 126 900.– (CHF 84 600.– [oberer Grenzbetrag] x 1.5).
	9 Siehe Erläuterungen zu Art. 1d BVV 2 (identisch mit dem heutigen Art. 1e BVV 2) im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zur Änderung der BVV 2 im Zuge der 1. BVG-Revision (3. Paket) vom 14. Januar 2005, 5. Vgl. auch die Erläuterungen zur Änderung BVV 2
	10 Siehe Art. 71 BVG.
	11 Bundesgesetz über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge vom 17. Dezember 1993 (FZG, SR 831.42).
	12 Art. 17 FZG in der per 1. Januar 2006 gültigen Fassung.
	13 MbV Nr. 83 vom 16. Juni 2005, RZ 484, 17; Schläpfer (Wahlmöglichkeit), 60.
	14 Zum Beispiel durch «individuelle Wertschwankungsreserven» oder Verzichtserklärungen.
	15 Aggeler/Heim (geplante Revision), 95; Ferber (Wahlfreiheit), 23, mit weiteren entsprechenden Stellungnahmen.
	16 Der Wegfall von (expliziten oder impliziten) Garantien des Arbeitgebers hat zur Folge, dass Vorsorgepläne gemäss den internationalen Rechnungslegungsvorschriften nicht mehr als «leistungsorientiert» gelten, was den Unternehmen eine Möglichkeit zur Redu
	17 Als Beispiel wurde in den Medien die Pensionskasse der Novartis genannt, welche entsprechend umstrukturiert worden sei, vgl. Ferber (Anlagefreiheit), 11. Dubach erwähnt neben Novartis die Vorsorgeeinrichtungen von Schindler und ABB, vgl. Dubach (Unter
	18 Motion Jürg Stahl vom 3. Oktober 2008 «Anpassungen des Freizügigkeitsgesetzes und des Sicherheitsfonds» (Geschäftsnummer 08.3702).
	19 Schweizerische Steuerkonferenz.
	20 Über die Abzugsfähigkeit der Einkäufe zum Ausgleich von erlittenen Verlusten erfolgt eine «Teilsozialisierung» derselben, welche u. a. die Folgen eines individuellen Risikoentscheides sind. Ein ähnlicher Effekt tritt ein beim Einkauf von scheidungsbedi
	21 BSV, «Freizügigkeitsgesetz und Gesetz über die berufliche Vorsorge. Verminderte Garantie bei der Wahl gewisser Anlagestrategien durch den Versicherten und Massnahmen zur Sicherung von Vorsorgeguthaben bei Vernachlässigung der Unterhaltspflichtigen – B
	22 Eine Mehrjahresbetrachtung würde Kapitalmarkt bedingte Schwankungen des Vorsorgeguthabens glätten, was ebenfalls zu einer Glättung der Einkaufslücken führen würde.
	23 Bundesrat (Botschaft), 1801; gemäss dem Bundesrat sollen mit einer Ergänzung des Grundsatzes der Angemessenheit bloss «Missbräuche» verhindert werden.
	24 Diesbezüglich kann auf den folgenden Grundsatz des Bundesgerichts verwiesen werden. Es ist steuerrechtlich anzuerkennen, was vorsorgerechtlich zulässig ist. Es sei denn, es liege ausnahmsweise eine Steuerumgehung vor. Siehe Urteil BGer vom 29. Januar 2
	25 Dass die beiden Voraussetzungen alternativ zur Anwendung gebracht werden können, geht aus der MbV Nr. 83 vom 16. Juni 2005, 11, hervor.
	26 MbV Nr. 83 vom 16. Juni 2005, 11; gleicher Auffassung ist auch das Bundesgericht, vgl. Urteil vom 21. Mai 2015 (9C_486/2014), E. 6.2.
	27 Die analoge Regelung gilt bei Selbstständigerwerbenden.
	28 Die Inflation wird bei den Maximalparametern ausschliesslich durch die Einhaltung der «goldenen Regel» berücksichtigt. Diese besagt, dass das maximale Alterskapital mit dem effektiven versicherten Lohn im Zeitpunkt des Einkaufs zu berechnen ist. Dadurc
	29 MbV Nr. 145 vom 31. August 2017, RZ 967, 9.
	30 Die Gesamtlimitierung von Art. 1 Abs. 3 BVV 2 sieht vor, dass bei Löhnen, die über dem oberen Grenzbetrag liegen, gemäss Berechnungsmodell die Altersleistungen aus der beruflichen Vorsorge und der AHV zusammen nicht mehr als 85% des letzten versicherb
	31 Bei klassischen Plänen sind sogenannte «dynamische» Einkaufstabellen unter Berücksichtigung einer Realverzinsung (Realverzinsung verstanden als Differenz zwischen Verzinsung Altersguthaben und Lohnwachstum) sowohl vorsorge- als auch steuerrechtlich zul
	32 Zitiert in Ferber (Vorsorge), 29.
	33 Der Stellungnahme scheinen eher politisch Beweggründe zugrunde zu liegen. Juristisch ist der regulatorische Eingriff hinsichtlich der Konstruktion von Einkaufstabellen nicht zwingend. In der Vergangenheit waren solche Vorgaben auch nicht notwendig. Vi
	34 Ferber (Kreuzfeuer), 29.
	35 Art. 1 Abs. 3 BVV 2.
	36 MbV Nr. 145 vom 31. August 2017, RZ 967, 10.
	37 Art. 1e Abs. 5 BVV 2.
	38 Ausdrücklich erwähnt in MbV Nr. 145 vom 31. August 2017, RZ 967, 10.
	39 Für eine Auseinandersetzung mit dem Realphänomen Eigenhypothek sowie den damit zusammenhängenden steuerrechtlichen Fragen kann verwiesen werden auf Lang (WEF), 457 f.
	40 Vgl. Übergangsbestimmungen.
	Auswirkungen des automatischen Informationsaustausches (AIA) auf Selbstanzeigen 
	Kritische Stellungnahme zur Haltung der ESTV 
	Résumé L’impact de l’échange automatique de renseignements (EAR) sur les dénonciations spontanées 
	1 Erster Datenaustausch spätestens per 30. September 2018
	2 Uneinheitliche kantonale Praxen
	3 Die gesetzlichen Voraus setzungen der straflosen Selbstanzeige
	3.1 Fehlende Kenntnis der Steuerbehörde
	3.2 Das Kriterium der Spontaneität

	4 Schlussfolgerungen


	* Der Verfasser dankt stud. iur. Céline Bachmann für die Sichtung der Materialien sowie Rechtsanwalt Simon Bucheli, Fiduconsult Freiburg AG, für die kritische Durchsicht des Manuskripts.
	1 Publiziert unter: https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/internationales-steuerrecht/fachinformationen/aia/straflose-selbstanzeigen.html.
	2 Aktueller Stand: https://www.sif.admin.ch/sif/de/home/themen/informationsaustausch/automatischer-infor mationsaustausch/automatischer-informationsaus tausch1.html.
	3 Vgl. Abschnitt 2 Absatz 2 der Multilateralen Vereinbarung der zuständigen Behörden über den automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten (MCCA).
	4 Vgl. Abschnitt 3 Absatz 3 MCCA.
	5 SR 635.11.
	6 Vgl. den Überblick im Artikel «Zürcher Steuersünder werden geschont», Tages-Anzeiger vom 4. Oktober 2017, S. 1 und 3.
	7 So beispielsweise die Steuerverwaltung des Kantons Bern, publiziert unter: http://www.fin.be.ch/fin/de/index/steuern/steuererklaerung/straflose_selbstanzeige. html.
	8 So zum Beispiel das Kantonale Steueramt Zürich, publiziert unter: https://www.steueramt.zh.ch/internet/finanzdirektion/ksta/de/steuerfragen/faq/steuer pflicht_natuerlichepersonenvereinen.html.
	9 Diese Auslegung würde das Kriterium der Spontaneität immerhin konsequent anwenden, da aufgrund des ab diesem Datum unabwendbaren Informationsaustauschs grundsätzlich jede Selbstanzeige aus Angst vor dem Entdecktwerden erfolgt und so eine Anzeige aus e
	10 Vgl. Tages-Anzeiger vom 4. Oktober 2017, S. 3.
	11 Vgl. aber auch die Artikel 178 und 181 DBG sowie Artikel 57 StHG, für welche die nachfolgenden Ausführungen analog gelten.
	12 Saumweber Wolfgang, Der Schutz von Know-how im deutschen und amerikanischen Recht: Eine rechtsvergleichende Analyse, München 1978, S. 36.
	13 Kochmann Kai, Schutz des «Know-how» gegen ausspähende Produktanalysen («Reverse Engineering»), Schriften zum europäischen Urheberrecht, Band 8, Berlin 2009, S. 21.
	14 Locher Peter, Kommentar zum Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer, Teil III, Zürich 2015, Art. 175 N 60 f. sowie Sieber Roman J./Malla Jasmin, in: Zweifel/Beusch (Hrsg.), Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, Bundesgesetz über die direkte Bun
	15 Locher, a. a. O., Art. 175 N 60.
	16 Sieber/Malla, a. a. O, Art. 175 N 63 ff.
	17 Locher, a. a. O., Art. 175 N 60.
	18 Vgl. zum Ganzen: Bachmann Thomas, Die straflose Selbstanzeige und die vereinfachte Nachbesteuerung in Erbfällen – Ausgewählte Fragen der Praxis, Zürich 2016, S. 53 ff.
	19 Nämlich: «spontanément» respektive «spontaneamente».
	20 Vgl. dazu Sutter Reto, Die straflose Selbstanzeige im Bereich der direkten Steuern, Dissertation, Bern 2014, § 16 N 232.
	21 In der Tat werden in der französischen Version der Botschaft des Bundesrates vom 25. Mai 1983 (vgl. Feuille fédérale 1983 III S. 1 ff., deutsche Version, vgl. BBl 1983 III S. 1 ff.) die Begriffe «selbst», «spontan», «unaufgefordert» und «von sich aus
	22 In Anlehnung an die Terminologie, welche die WEKO verwendet, vgl. dazu die französischsprachige Version des Merkblattes der WEKO vom 8. September 2014 zum Thema «Bonusregelung (Selbstanzeige)», BBI 2015, S. 3346 ff. (deutschsprachiger Text) respektive
	23 Sieber/Malla, a. a. O., Art. 175 N 55 ff. 
	24 Locher, a. a. O., Art. 175 N 58.
	25 Bachmann, a. a. O., S. 56 sowie S. 15 ff. (detaillierte Ausführungen zu den Beweggründen).
	26 Botschaft vom 18. Oktober 2006 des Bundesrates zum Bundesgesetz über die Vereinfachung der Nachbesteuerung in Erbfällen und die Einführung der straflosen Selbstanzeige, BBl 2006, S. 8808.
	Liechtenstein: Elysium für Krypto und Blockchain basierte Unternehmen? 
	Eine steuerrechtliche Analyse 
	I Fragestellungen
	II Die Besteuerung bei natürlichen Personen
	1 Überblick
	2 Besteuerung von Kryptowährungen

	III Die Besteuerung bei juristischen Personen
	1 ICO/TGE: Überblick
	2 ICO/TGE: Utility Tokens
	3 ICO/TGE: Equity Token
	4 ICO/TGE: Contribution
	5 Laufende Besteuerung
	6 Deklaration

	IV Exkurs: PVS und Kryptowährungen
	V Resümee


	1 Der Autor ist Steuerberater und Partner der actus ag sowie Fachautor und -vortragender im Bereich Steuerrecht. Seine Beratungsschwerpunkte sind das liechtensteinische und deutsche Steuerrecht sowie grenzüberschreitende Steuergestaltungen. Zudem hat er s
	2 Art. 6 Abs. 1 SteG.
	3 Art. 15 Abs. 1 SteG.
	4 Gewinnanteile aufgrund von Beteiligungen an in- oder ausländischen juristischen Personen sind in Liechtenstein zur Vermeidung einer wirtschaftlichen Doppelbesteuerung grundsätzlich steuerfrei. Unter Gewinnanteile werden beispielsweise Dividenden, Ausbeut
	5 Kapitalgewinne aus der Veräusserung oder Liquidation von Beteiligungen an in- oder ausländischen juristischen Personen werden analog zu den Beteiligungserträgen generell von der Ertragssteuer befreit. Diese Befreiung ist unabhängig von einer Mindestha
	6 Aktuell CHF 1800.– im Jahr.
	7 Art. 64 Abs. 8 SteG.
	8 Siehe hierzu ausführlich beispielsweise Langer, Mehr Mut für Beschwerden im Steuerrecht: Entscheidung des VGH zur PVS, LJZ 2017, S. 65.
	Von der abgaberechtlichen Legitimation staatlicher Einnahmeerzielung
	Überlegungen und kritische Bemerkungen zum bundesgerichtlichen Verständnis des Äquivalenzprinzips im Lichte des (eigentlich) fehlenden Fiskalzwecks bei Kausalabgaben
	I Rechtssystematische Einleitung
	II Ausgestaltung des Äquivalenzprinzips in der Rechtsprechung
	a Generelle Herleitung und Inhalt
	b Kasuistik

	III Würdigung der vorer wähnten Rechtsprechung
	IV Notwendige Anpassungen des Äquivalenzprinzips zwecks Wahrung von Verfassungsrecht, Rechts systematik und Demokratie prinzip im Abgabenrecht
	a Ad reine Aufwandabgeltung als zwingende Obergrenze jeder Gebührenhöhe
	b Ad Ausnahmslosigkeit des Legalitätsprinzips im Abgabenrecht

	V Schlussbemerkungen


	* Der Autor ist Student der Rechtswissenschaften und selbstständiger Rechts- und Steuerdienstleister (www. at-recht-steuern.ch) in Oberengstringen ZH. (Die Idee für den vorliegenden Beitrag gewann er durch das Verfassen seiner Bachelorarbeit, einer Entsch
	1 So das Bundesgericht in konstanter Rechtsprechung z. B. in BGE 130 III 225, E. 2.5 oder BGE 126 I 180, E. 2b. 
	2 Zur Lockerung des Legalitätsprinzips bei gewissen Gebühren: BGE 141 V 509, E. 7.1.1; BGE 135 I 130, E. 7.2; BGE 134 I 179, E. 6.1; BGE 132 I 117, E. 4.2; BGE 130 I 113, E. 2.2.
	3 In diesem kursorischen Kurzabriss wurden primär die für das Verständnis des vorliegenden Beitrags unabdingbaren Rahmenbedingungen des Steuer- und Abgabenrechts skizziert; vgl. zum Ganzen: REICH, 2012, Steuerrecht, § 2 Rz. 12–19 und § 4 Rz. 3–10; HÄFEL
	4 So z. B. Beobachter vom 07.03.2014 mit dem Titel «Gebühren: Zur Kasse, bitte!», vgl. http://www.beobachter.ch/justiz-behoerde/buerger-verwaltung/artikel/ge buehren_zur-kasse-bitte/ (Stand: 20.04.2017).
	5 So z. B. BGE 132 II 47, E. 4.1. 
	6 BGE 141 V 509, E. 7.1.2; BGE 140 I 176, E. 5.2; BGE 130 III 225, E. 2.3; BGE 101 Ib 462, E. 3b.
	7 BGE 139 III 334, E. 3.2.4; BGE 132 II 47, E. 4.1; BGE 130 III 225, E. 2.3; BGE 126 I 180, E. 3a; BGE 120 Ia 171, E. 2a.
	8 BGE 130 III 225, E. 2.3; BGE 128 I 46, E. 4a; BGE 126 I 180, E. 3a.
	9 BGE 139 III 334, E. 3.2.4; BGE 130 III 225, E. 2.3; BGE 126 I 180, E. 3a; BGE 120 Ia 171, E. 2a und 4c.
	10 Ob Art. 29a BV nur für Gerichtsverfahren oder auch rein betreibungsrechtliche Streitigkeiten ohne materielle Rechtskraftwirkung zu beachten ist, kann vorliegend unbeachtlich bleiben (der Autor plädiert für letzteres).
	11 BSK ZPO-RÜEGG, Art. 96 N 2; KUKO ZPO-SCHMID, Art. 95 N 5; BK ZPO-STERCHI, Art. 95 N 3; BSK SchKG-EMMEL, Art. 16 N 9; KUKO SchKG-WALTHER, Art. 16 N 3.
	12 BGE 139 III 334, E. 3.2.4 und 3.2.5; BGE 130 III 225, E. 2.3 und 2.4.
	13 BGer 2C_717/2015, E. 7.3.
	14 Urteil ERZ 14 340 des KGer GR, E. 7b.
	15 Urteil NE130012 des OGer ZH, E. III.3.a und III.3.b (CHF 100 000.– für siebenseitigen Nichteintretensentscheid).
	16 Urteil ZK 15 590 des OGer BE, E. 20.2 und 24.1 (CHF 650 000.– Gerichtsgebühren für eine zivilrechtliche Erbsache mit Streitwert von ca. CHF 17 Mio.).
	17 Urteil RB150023 des OGer ZH, E. 7.3; Urteil PF120003 des OGer ZH, E. 4.4; Urteil VD.2011.83 des KGer BS, E. 3.2; Urteil CDP.2009.450 des KGer NE, E. 4b; Urteil AN.2011.00004 des VGer ZH, E. 6.2; Urteil VGE III 2014 192 des VGer SZ, E. 3.3.3; Urteil WBE
	18 So auch HANGARTNER, AJP 2005, Urteilsbesprechung zu BGE 130 III 225, S. 349 f.
	19 LÖTSCHER, AJP 2015, Das Äquivalenzprinzip im Bereich der öffentlichen Abgaben, S. 472.
	20 MEIER/SCHINDLER, 2015, Unerschwinglichkeit der Rechtsdurchsetzung – eine Verweigerung des Zugangs zum Gericht?, in: FELLMANN WALTER/WEBER STEPHAN (Hrsg.), Tagungsband Haftpflichtprozess 2015 – Prozesskosten, Schadensschätzung, Verfahrens- und Beweisfr
	21 HÄNER, 2015, Kausalabgaben – Eine Einführung, in: HÄNER ISABELLE/WALDMANN BERNHARD (Hrsg.), Kausalabgaben, S. 16.
	22 St. Galler Komm. BV-ROHNER, Art. 9 N 14.
	23 Siehe die umfangreichen Verweise in Fussnote 2.
	24 HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, a. a. O., N 2764; REICH, a. a. O. § 2 Rz. 14.
	25 BGE 121 I 230, E. 3e; HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, a. a. O., N 2781 f.
	26 BGE 131 II 735, E. 3.2; BGE 121 II 183, E. 4a.
	27 REICH, a. a. O., § 4 N 7 m. w. H.
	28 Es sei der Vollständigkeit halber festgehalten, dass Lenkungsabgaben, für deren Erhebung eine Sachkompetenz des Gemeinwesens im jeweiligen Bereich ausreicht, definitionsgemäss staatsquotenneutral sein müssen, andernfalls sie verfassungswidrig zur Steu
	29 REICH, a. a. O., § 2 Rz. 14 sowie 18 f. mit Bsp. in Fussnote 36.
	30 Vgl. zum Ganzen: HANGARTNER, a. a. O., S. 349 f.
	31 So auch REICH, a. a. O., § 2 Rz. 19 sowie § 4 Rz. 120.
	32 REICH, a. a. O., § 4 Rz. 124.
	33 Es wird auf die umfangreichen Verweise in Fussnote 2 verwiesen.
	34 Vertiefend zur Gesetzesdelegation vgl. St. Galler Komm. BV-TSCHANNEN, Art. 164 N 35 ff.
	35 BGE 131 II 13, E. 7.1; BGE 87 I 18, E. 3.
	36 BBl 1997 I, S. 388 ff.
	37 HANGARTNER, a. a. O., S. 350; a. A. jedoch BSK BV-WYTTENBACH/WYSS, Art. 164 N 29.
	38 REICH, a. a. O., § 4 Rz. 7.
	Blickpunkt Deutschland
	I Neue AStG-Rechtsprechung des BFH – klar oder kontrovers?
	1 Ausgangssachverhalt von BFH I R 27/15
	2 Begründung des BFH zur Nicht anerkennung entsprechender Veräusserungsverluste
	3 Fazit & Konsequenz

	II Auswirkungen des Invest mentsteuerreformgesetzes auf die Besteuerung von fondsgebundenen Lebens versicherungen

	Blickpunkt Bundeshaus
	Herbstsession 2017 der eidgenössischen Räte
	Automatischer Informationsaustausch
	Bankgeheimnis im Inland
	Vereinfachungen
	Umsatzabgabebefreiung für statische Treuhandgesellschaften
	Behandelte parlamentarische Vorstösse
	Eingegangene parlamentarische Vorstösse


	Entscheidübersicht
	2017–5

	1 Die vom Autor entwickelte Juristische Datenbank JUDAT enthält neben hier aufgeführten Entscheiden über 100 000 weitere Hinweise auf Entscheide, Aufsätze, Literaturentscheide, Merkblätter usw., die nach Stichworten innert Sekunden abgerufen werden könne
	Sachverhalt:
	Aus den Erwägungen:
	Aus den Erwägungen:
	Sachverhalt:
	Aus den Erwägungen:
	Faits : 
	 Considérant en droit (extraits) : 
	Considérant en droit (extraits) : 
	Faits : 
	Considérant en droit (extraits) : 
	Sachverhalt:
	Aus den Erwägungen:




